
Beschlussvorschlag: 
 

 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine zentrale Stelle innerhalb der 

Stadtverwaltung zu schaffen, die für das gesamte Stadtgebiet bei Anfragen zu 
Konfliktlösungen im öffentlichen Raum eine erste Konfliktanalyse vornimmt und 
vor Ort mit einem allparteilichen Ansatz präsent ist. Diese zentrale Stelle versteht 
sich als Fachstelle für nachhaltiges Konfliktmanagement im öffentlichen Raum. 
Die entsprechenden Kosten werden im Haushaltsplan 2020 ff. eingestellt. 

2. Parallel zur Schaffung der Stelle des Allparteilichen Konfliktmanagement wird 
empfohlen, eine Arbeitsgruppe zu gründen. Die Arbeitsgruppe sollte aus 
Vertreter*innen des Fachbereiches Bildung (z .B. Streetworker*innen) und dem 
Fachbereich Gesundheit ( z. B. Abt. Sozialpsychiatrie) des Ordnungsamtes und 
der Polizei sowie dem DLZ Bürgerengagement bestehen. 

3. Es wird empfohlen, dass das  Allparteiliche Konfliktmanagement einen Leitfaden 
„Konfliktlösung im öffentlichen Raum“ erarbeitet, der u.a. 
Handlungsempfehlungen für zu lösende Konflikte enthält und Grundlage der 
Zusammenarbeit der Arbeitsgruppe und des Allparteilichen Konfliktmanagements 
ist. 

4. Der Stadtrat regt an, dass die Stadt Halle (Saale) dem Netzwerk Kommunales 
Konfliktmanagement im öffentlichen Raum beitritt und am zweiten Treffen des 
Netzwerkes am 8.November 2019 teilnimmt. 

 
 
 
Gez. Dr. Bodo Meerheim 
 Vorsitzender der Fraktion 
 
 
 
Begründung: 
Mit diesem Antrag soll eine Möglichkeit geschaffen werden, wie gemeinsam mit 
Bürgerinnen und Bürgern im öffentlichen Raum Lösungen für Nutzungskonflikte 
gefunden werden können. Unter Allparteilichem Konfliktmanagement ist dabei zu 
verstehen, dass sich das Konfliktmanagement  für die Interessen und Belange aller 
Nutzungsgruppen einsetzt und zwischen den verschiedenen Nutzergruppen vermittelt. 
Das Miteinander soll gestaltet werden. Die Arbeit des Allparteilichen 
Konfliktmanagements sollte sich so gestalten, dass Beschwerden von Bürger*innen und 
/ oder Nutzergruppen entgegengenommen und die Konfliktlage analysiert wird. Das 
Anliegen der Bürger*innen oder Nutzergruppen sollte schnell bearbeitet werden. Die zu 
gründende Arbeitsgruppe unterstützt die Arbeit des Konfliktmanagements. 
Perspektivisch sollte das Allparteiliche Konfliktmanagement mit mindestens 5 
Personalstellen ausgestaltet werden (Verantwortliche für Sozialräume) und einen Pool 
von ausgebildeten Honorarkräften haben.  
Die Stadt München hat im Jahr 2015 auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses das 
Allparteiliche Konfliktmanagement ins Leben gerufen und blickt auf Erfolge zurück. 
 
 



 


